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Auf der anderen Seite wird in allen drei Stellung­
nahmen der Genossen der Standpunkt vertreten, daß die 
Verwaltung der Träger des Dorfwirtschaftsplans sei.

In vielen Kreisen ist ein Durcheinander entstanden 
zwischen dem Dorfwirtschaftsplan, den Arbeitsplänen der 
Gemeindeverwaltung, den Arbeitsplänen zur' Frühjahrsbe­
stellung usw. Eine klare Abgrenzung, welche Aufgaben 
im Dorfwirtschaftsplün enthalten sein müssen, ist deshalb 
notwendig.

Genosse Walter Ulbricht sagte in seiner Rede zur Be­
gründung des Fünfjahrplans: „Für die Entfaltung der Ini­
tiative der werktätigen Bauern ist der Dorfwirtschaftsplan 
sehr wichtig. Der Dorfwirtschaftsplan ist nicht etwa die 
Aufgliederung des staatlichen Volkswirtschaftsplans auf 
das Dorf, sondern der Plan zur Organisierung und Entfal­
tung der gegenseitigen Hilfe der werktätigen Bauern eines 
Dorfes (z. B. gemeinschaftlicher Drusch, Schädlingsbe­
kämpfung) ;

ein Plan zur Entwicklung des politischen und kulturel­
len Lebens des Dorfes • und für die Popularisierung neuer 
Arbeitsmethoden im Interesse einer termingemäßen bzw. 
vorfristigen Erfüllung der staatlichen Verpflichtungen und 
der Festigung der Wirtschaften der werktätigen Bauern;

ein Plan zur Organisierung und Entfaltung des gesell­
schaftlichen Wettbewerbs auf dem Lande;

ein Plan zur Einhaltung der demokratischen Verpflich­
tungen gegenüber dem Staat hinsichtlich Anbau und Ab­
lieferung und Erfüllung der Verpflichtungen gegenüber den 
Maschinenausleihstationen;

ein Plan zur Organisierung und Entfaltung der gesell­
schaftlichen Hilfe für die zurückgebliebenen werktätigen 
Bauern. Der Dorfwirtschaftsplan regelt auf gemeinsamer 
Grundlage solche Fragen, wie z. B. den Bau eines Kultur­

hauses bzw. der Einrichtung der Bauernstuben, der Ver­
schönerung des Dorfes, des Anpflanzens von Obstbäumen 
auf Gemeindeland usw."

Nach diesen Ausführungen des Genossen Walter Ul- 
bricht dürfte es klar sein, daß die VdgB (BHG) für die 
Aufstellung des Dorfwirtschaftsplans verantwortlich ist und 
nicht die Verwaltung. Die Aufgaben der Maschinenausleih­
stationen dürfen im Dorfwirtschaftsplan nicht enthalten 
sein. Diese Aufgaben gehören in die Arbeitspläne zur Früh­
jahrsbestellung, in die Pläne zur Einbringung der Ernte 
oder in den Plan zur Herbstbestellung. Für diese Aufgaben 
sind die Gemeindevertretung und der Gemeinderat verant­
wortlich, unter Mithilfe aller demokratischen Parteien und 
Massenorganisationen. Beim Aufstellen des Dorfwirt- 
sdiaftsplans kann der Rat der Gemeinde helfen, ebenso 
wie bei seiner Durchführung.

Es muß klar sein, daß Betriebe der Großbauern im Dorf­
wirtschaftsplan nicht berücksichtigt werden dürfen. Wenn 
beispielsweise der Großbauer Müller wirtschaftlich 
schwächer ist als der Großbauer Schulze, dann soll ihm 
der Großbauer Schulze helfen; das ist eine Angelegenheit 
dieser beiden Großbauern und gehört nicht in den Dorf­
wirtschaftsplan. Oder wenn ein fortschrittlicher Großbauer 
mit seinem Gespann oder Traktor Arbeit leisten will, um 
die Dorfstraße zu verschönern, so ist das sehr erwünscht 
und anerkennenswert. Es kann aber nicht unsere Aufgabe 
sein, solche Arbeitsleistung durch die Großbauern im Dorf­
wirtschaftsplan aufzunehmen. Die Verschönerung der Dorf­
straße als Aufgabe muß aber im Dorfwirtschaftsplan ent­
halten sein.

Es ist selbstverständlich, daß sich nicht die Ministerien 
des Innern, sondern der Zentralverband der VdgB (BHG), 
die Landes- und Kreisverbände und die Ortsausschüsse der

in Görzig, Genossen Nitter, wurden 
von diesem die Vertreter der demo­
kratischen Blockparteien und Massen­
organisationen, einige Neubauern, 
Mitglieder der Gemeindevertretung 
und der Bürgermeister des Orts zu 
einer Besprechung über die Ausar­
beitung eines Entwurfs zum Dorfwirt­
schaftsplan eingeladen.

In der Aussprache wurden die 
vielen Möglichkeiten der gegenseiti­
gen Hilfe beraten. Es bestand kein 
Zweifel, daß die Bevölkerung einem 
solchen Plan begeistert zustimmen 
würde, der der Verwirklichung vieler 
ihrer brennenden Wünsche dient

In einem vorläufigen Fünfzehn- 
Punkteprogramm wurden die durch 
die Entfaltung der örtlichen Initiative 
lösbaren Aufgaben zusammengefaßt. 
Eine vorher durchgeführte Dorf­
begehung, die eine Reihe neuer An­
regungen für die endgültige Aus­
arbeitung des Dorfwirtschaftsplans 
brachte, zeigte auch die Schwächen 
in der bisherigen Arbeit unserer Par­
teiorganisation und der Gemeinde­
verwaltung* Die Genossen der Partei­
leitung und der Genosse Bürger­
meister hatten es bis zu diesem Tage 
versäumt, die Neubauern der Ge­
meinde einmal in ihren Wohnungen

aufzusuchen, um dort ihre Sorgen und 
Nöte zu erfahren. Bei den Gesprächen 
der Mitglieder der Dorfbegehungs­
kommission mit den Neubauern zeigte 
sich, daß die Mehrzahl der Einwohner 
fleißige und der Sache des Friedens 
ergebene Menschen sind, deren Wille 
zur Mitarbeit jedoch nicht selten gröb­
lich übersehen wurde.

Die Genossen erkannten, daß sie 
die Aufklärungsarbeit zum Beispiel 
auch für die Anwendung der fort­
schrittlichen naturhaften Viehhaltung 
vernachlässigt hatten und deshalb an 
der Rückständigkeit mancher Bauern 
eine große Schuld tragen. Auch der 
Bürgermeister und der Vertreter der 
VdgB (BHG) mußten selbstkritisch 
ihre falsche Arbeitsweise einsehen, die 
ihnen „nicht erlaubte*, häufiger mit 
den Bauern über ihre Sorgen zu 
sprechen und sie zu beraten.

In Görzig wurde ein Anfang ge­
macht. Das Verantwortungsbewußt­
sein der Genossen der Parteiorgani­
sation ist gestiegen. Der Dorfwirt­
schaftsplan wird für Görzig ein Erfolg 
werden, wenn die Ergebnisse und Er­
fahrungen der Dorfbegehung mit in 
den Dorfwirtschaftsplan aufgenommen, 
in einer öffentlichen Einwohner­

versammlung ausführlich diskutiert 
werden und die Kontrolle der Durch­
führung der einzelnen Punkte des 
Plans gesichert wird. Wenn die Ein­
wohnerschaft von Görzig für den Plan 
gewonnen wird und bewußt von ihm 
Besitz ergreift, dann ist der Plan real.

Die ländlichen Parteiorganisationen 
sollten deshalb dazu übergehen, eine 
systematische Aufklärungsarbeit im 
Dorf zu leisten und den Einwohnern 
besonders den engen Zusammenhang 
zwischen ihrer aktiven Mitarbeit im 
Dorfwirtschaftsplan und dem Kampf 
um den Frieden und die Schaffung 
eines einheitlichen, demokratischen, 
unabhängigen und friedliebenden 
Deutschlands erklären.

Die Kreisleitung Köthen aber sollte 
dafür sorgen, daß die Genossen in 
Görzig bei der Lösung ihrer Aufgaben 
eine bessere Anleitung als bisher er­
halten. Wir würden uns freuen, im 
„Neuen Weg" recht bald darüber be­
richten zu können, welche Schluß­
folgerungen die Kreisleitung Köthen 
aus dem Referat des Genossen Walter 
Ulbricht, „Wie kann die Partei- und 
Massenarbeit in den Kreisen ver­
bessert werden", speziell für die An­
leitung der Genossen in Görzig ge­
zogen hat. R o b e r t  K r u g e r
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